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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Einziger Paragraph
(1) Diese Verordnung gilt für die in der Anlage durch eine

schwarze Linie umgrenzte Fläche am Albertiweg in Othmar-
schen mit den Hausnummern 3, 5, 7, 9, 11, 13 und 15 (Bezirk
Altona, Ortsteil 219).

(2) Zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets
auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt bedürfen in dem in
Absatz 1 bezeichneten Gebiet der Rückbau, die Änderung, die
Nutzungsänderung sowie die Errichtung baulicher Anlagen
der Genehmigung, und zwar auch dann, wenn nach den bau-
ordnungsrechtlichen Vorschriften eine Genehmigung nicht
erforderlich ist. Die Genehmigung zum Rückbau, zur Ände-
rung oder zur Nutzungsänderung darf nur versagt werden,
wenn die bauliche Anlage allein oder im Zusammenhang mit
anderen baulichen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt und
das Landschaftsbild prägt oder sonst von städtebaulicher, ins-

besondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist.
Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage darf
nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt des Gebiets
durch die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:
Unbeachtlich werden
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 BauGB beachtliche Verlet-

zung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,

b) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des
Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekannt-
machung dieser Verordnung schriftlich gegenüber dem örtlich
zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

Verordnung
über die Erhaltung baulicher Anlagen im Albertiweg in Othmarschen

Vom 19. November 2012

Auf Grund von § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-
setzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 22. Juli 2011 (BGBl. I
S. 1509), in Verbindung mit § 4 und § 6 Absatz 1 des Bauleit-
planfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November
1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am 14. Juni 2011
(HmbGVBl. S. 256), und § 1 Satz 1 der Weiterübertragungsver-
ordnung-Bau vom 8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt
geändert am 29. Mai 2012 (HmbGVBl. S. 213), wird verordnet:

Hamburg, den 19. November 2012.

Das Bezirksamt Altona
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§ 1

Die Verordnung über den Bebauungsplan Altona-Nord 5
vom 25. Mai 1971 (HmbGVBl. S. 105) wird wie folgt geändert:

1. Die beigefügte „Anlage zur Verordnung zur Änderung der
Verordnung über den Bebauungsplan Altona-Nord 5“ wird
der Verordnung hinzugefügt.

2. In § 2 wird folgende Nummer 4 angefügt:

„4. Spielhallen und ähnliche Unternehmen im Sinne von 
§ 33 i der Gewerbeordnung, die der Aufstellung von
Spielgeräten mit oder ohne Gewinnmöglichkeiten die-
nen, Wettbüros sowie Vorführ- und Geschäftsräume,
deren Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen
mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist, sind unzuläs-
sig. Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung in der
Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt
geändert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479).“

§ 2

Die Begründung der Änderung des Bebauungsplans wird
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung der Planänderung kann auch beim örtlich
zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Aus-

drucke beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen
Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des

Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung der Änderung des Bebauungsplans schriftlich ge-
genüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind.

Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über den Bebauungsplan Altona-Nord 5
Vom 19. November 2012

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit § 3 Absatz 1
sowie § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der
Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt
geändert am 14. Juni 2011 (HmbGVBl. S. 256), sowie § 1 
der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006
(HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am 29. Mai 2012 (Hmb-
GVBl. S. 213), wird verordnet:

Hamburg, den 19. November 2012.

Das Bezirksamt Altona
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§ 1
(1) Der Bebauungsplan Othmarschen 37 für den Geltungs-

bereich zwischen Parkstraße, Bahnanlagen, Reventlowstraße,
Walderseestraße, Droysenstraße und Jungmannstraße (Bezirk
Altona, Ortsteil 219) wird festgestellt.

Das Plangebiet ist wie folgt begrenzt:
Parkstraße – über das Flurstück 2111 (Jeppweg) der Gemar-
kung Groß Flottbek – Bahnanlagen – Reventlowstraße –
Walderseestraße – Droysenstraße – Jungmannstraße.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 BauGB werden beim Staatsar-
chiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die zu-

sammenfassende Erklärung können beim örtlich zuständi-
gen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei ein-
gesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirks-
amt vorhanden sind, können sie gegen Kostenerstattung
erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, kann ein Entschädigungs-
berechtigter Entschädigung verlangen. Er kann die Fällig-
keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädi-
gungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch
erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des An-
spruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 BauGB

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 BauGB
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel
des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekannt-
machung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-
hende Vorschriften:

1. In den nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BauGB als
Erhaltungsbereiche bezeichneten Gebieten bedürfen zur
Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf-
grund seiner städtebaulichen Gestalt die Errichtung, der
Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsänderung bau-
licher Anlagen einer Genehmigung, und zwar auch dann,
wenn nach den bauordnungsrechtlichen Vorschriften eine
Genehmigung nicht erforderlich ist. Die Genehmigung
zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungsänderung
darf nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage das
Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild prägt
oder sonst von städtebaulicher, insbesondere geschichtli-
cher oder künstlerischer Bedeutung ist. Die Genehmigung
zur Errichtung der baulichen Anlage darf nur versagt wer-
den, wenn die städtebauliche Gestalt des Gebiets durch die
beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird.

2. Es wird die abweichende Bauweise festgesetzt. Für diese
gelten die Bestimmungen der offenen Bauweise mit der
Abweichung, dass die Länge der Gebäude straßenseitig
nur 25 m betragen darf.

3. Eine Überschreitung der rückwärtigen Baugrenzen durch
Balkone, Erker, Loggien, Veranden und Wintergärten
kann bis zu einer Tiefe von 2,5 m ausnahmsweise zugelas-
sen werden.

4. In den mit „(A)“ bezeichneten Bereichen sind bei Neubau-
ten oder wesentlichen Umbauten durch Anordnung der
Baukörper oder durch geeignete Grundrissgestaltung die
Wohn- und Schlafräume den lärmabgewandten Gebäude-
seiten zuzuordnen. Sofern eine Anordnung aller Wohn-
und Schlafräume einer Wohnung an den lärmabgewandten
Seiten nicht möglich ist, sind vorrangig die Schlafräume
den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Für die
Räume an den lärmzugewandten Gebäudeseiten muss ein
ausreichender Schallschutz durch bauliche Maßnahmen

Verordnung
über den Bebauungsplan Othmarschen 37

Vom 20. November 2012

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 23. Septem-
ber 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 22. Juli 2011
(BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5
Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung
vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert
am 14. Juni 2011 (HmbGVBl. S. 256), § 81 Absatz 1 Nummer 2
der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005
(HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert am 20. Dezember
2011 (HmbGVBl. S. 554), § 4 Absatz 3 Satz 1 des Hamburgi-
schen Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetz-
tes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402), geändert am 
23. Dezember 2011 (HmbGVBl. 2012 S. 3), in Verbindung mit
§ 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am 
6. Februar 2012 (BGBl. I S. 148, 181), sowie § 1, § 2 Absatz 1
und § 3 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. Au-
gust 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am 29. Mai
2012 (HmbGVBl. S. 213), wird verordnet:
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an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der
Gebäude geschaffen werden. Wohnräume in Einzimmer-
wohnungen und Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu
beurteilen.

5. Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind
Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen im Kronenbe-
reich festgesetzter Bäume unzulässig. Für zu erhaltende
Bäume und Sträucher sowie Hecken sind bei Abgang
Ersatzpflanzungen vorzunehmen und dauerhaft zu erhal-
ten. Als Ersatzpflanzungen sind standortgerechte, einhei-
mische Laubgehölze zu verwenden. Großkronige Bäume
müssen einen Stammumfang von mindestens 16 cm, klein-
kronige Bäume einen Stammumfang von mindestens 12 cm,
jeweils in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, aufwei-
sen. Im Kronenbereich dieser Bäume ist eine offene Vege-
tationsfläche von mindestens 12 m² anzulegen.

6. Innerhalb von Bauflächen sind Bäume mit mehr als 80 cm
Stammumfang, gemessen in 1 m Höhe über dem Erdbo-
den, zu erhalten, sofern dadurch die Durchführung zuläs-
siger Bauvorhaben nicht unzumutbar erschwert wird. Für
infolge baulicher Maßnahmen zu beseitigende Bäume sind
an anderer Stelle des betreffenden Grundstücks Ersatz-
pflanzungen vorzunehmen; dabei sind für jeden zu beseiti-
genden Baum drei Bäume zu pflanzen.

7. In den Wohngebieten sind als Einfriedungen nur Hecken
oder durchbrochene Zäune in Verbindung mit außenseitig
angeordneten Hecken zulässig. Notwendige Unterbre-
chungen für Zufahrten und Eingänge sind zulässig.

8. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Fahr- und Geh-
wege sowie ebenerdige Stellplatzflächen in wasser- und
luftdurchlässigem Aufbau herzustellen.

9. Bauliche oder technische Anlagen, die zu einer dauerhaf-
ten Absenkung des vegetationsverfügbaren Grundwasser-
spiegels oder zu Staunässe führen, sind unzulässig.

10. Überdachte Stellplätze und Garagen sind in den Vorgärten
unzulässig.

11. Auf den mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belasten-
den Flächen ist die Erschließung der Flurstücke 3, 5, 2461
und 2476 bis 2479 der Gemarkung Othmarschen, sowie der
Flurstücke 3, 2501, 3286 und 3287 der Gemarkung Bah-
renfeld zugunsten der Eigentümerinnen bzw. Eigentümer
dieser Flurstücke zu sichern.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 20. November 2012.

Das Bezirksamt Altona

§ 1

Die Handelskammer Hamburg wird mit der Erteilung der
Erlaubnis nach § 34 f der Gewerbeordnung in der jeweils gel-
tenden Fassung betraut. Sie ist für die Durchführung von § 34 f
der Gewerbeordnung auch hinsichtlich ergänzender Vor-
schriften zuständig; dies gilt nicht hinsichtlich Ordnungs-
widrigkeiten und Zwangsmaßnahmen. Die Zuständigkeit 
für § 14 und § 15 Absatz 1 der Gewerbeordnung bleibt un-
berührt.

§ 2
Die Handelskammer Hamburg wird mit den Aufgaben

nach § 157 Absätze 2 und 3 der Gewerbeordnung betraut.

§ 3
Die Handelskammer nimmt die Aufgaben nach den §§ 1

und 2 unter der Aufsicht der Behörde für Wirtschaft, Verkehr
und Innovation wahr.

§ 4
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Verordnung
zur Betrauung der Handelskammer Hamburg

mit der Durchführung des Erlaubnisverfahrens für Finanzanlagenvermittlung
(Finanzanlagenvermittlungserlaubnis-Betrauungs-Verordnung – FinAnl-BetrauungsVO)

Vom 20. November 2012

Auf Grund von § 155 Absatz 2 der Gewerbeordnung in der
Fassung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 203), zuletzt geän-
dert am 15. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2714, 2718), und § 1
Absatz 4 des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der
Industrie- und Handelskammern vom 18. Dezember 1956
(BGBl. III 701-1), zuletzt geändert am 22. Dezember 2011
(BGBl. I S. 3044, 3046), wird verordnet:

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 20. November 2012.


